










E+Z  Digitale Monatsausgabe Juni 2022� 26

WETTEREXTREME

TREIBHAUSEFFEKT

Massenhafte Klimaflucht

Burundi gehört zu den 20 Ländern, die welt-
weit am stärksten von der Klimakrise betrof-
fen sind. In den vergangenen zwei Jahren 
mussten zehntausende Menschen ihre Häu-
ser verlassen, vor allem aufgrund von Über-
schwemmungen. Behörden und internatio-
nale Organisationen bemühen sich um 
humanitäre Hilfe und Prävention.

Von Mireille Kanyange

Offiziellen Zahlen zufolge wurden 2020 in 
Burundi mehr als 44 000 und 2021 mehr als 
35 000 Menschen durch Extremwetterlagen 
aus ihren Heimen vertrieben. Rund 90 Pro­
zent von ihnen seien im eigenen Land ge­
blieben. Als Hauptursachen identifizierten 
die Behörden Hochwasser im Tanganjika­
see, dem zweitgrößten See Afrikas, und im 
Ruzizi, seinem wichtigsten Zufluss.

Die Binnenvertriebenen, die zwar 
mit Lebensmitteln versorgt werden, aber 
unter prekären Bedingungen leben, be­
nötigen nun Unterkünfte außerhalb der 
Überschwemmungsgebiete. Hilfe erhalten 
sie unter anderem von der Internationalen 
Organisation für Migration (International 
Organization for Migration – IOM). Die UN-
Organisation hat bisher rund 1600 Familien 
finanziell dabei unterstützt, ein neues Zu­
hause zu finden. Laut IOM gehört Burundi 

zu den 20 am stärksten von den Folgen des 
Klimawandels betroffenen Ländern. Es feh­
le an Geld für humanitäre Hilfe.

Ein IOM-Bericht erfasst die Lebenssi­
tuation von rund 113 000 Binnenvertriebe­
nen im Zeitraum von Januar bis November 
2021. 83 Prozent von ihnen sind demnach 
vor Naturkatastrophen geflüchtet, darunter 
Erdrutsche, Starkregen, Stürme und Über­
schwemmungen. Der Klimawandel gilt als 
eine Hauptursache.

Ein weiteres Problem ist die zuneh­
mende Dürre, unter anderem in der Provinz 
Kirundo im Norden des Landes an der Gren­
ze zu Ruanda. Diese Region leidet schon 
länger unter den Folgen der Klimakrise. Um 
ihnen zu begegnen, plant sie – mit Hilfe des 
UN-Entwicklungsprogramms UNDP – den 
Bau von Wasserreservoirs in der Gemeinde 
Busoni. Damit sollen mehr als 5000 Hektar 
Anbauflächen bewässert werden.

Die von der Dürre betroffenen Men­
schen in Kirundo helfen sich gegenseitig 
mit Lebensmitteln und anderen Gütern, die 
in Solidaritätsaktionen gesammelt werden. 
Um besser gewappnet zu sein, bauen sie 
Gemüse am Ufer des Rweru-Sees an, insbe­
sondere rote Zwiebeln. In den vergangenen 
Jahren flohen die Menschen in Zeiten gro­
ßer Trockenheit zum Teil nach Ruanda, das 
ist heute aber nicht mehr der Fall.

Wichtige Hilfe für Menschen, die von 
Naturkatastrophen betroffen sind, leistet 
das burundische Rote Kreuz. Die Organisa­
tion, die ihre Präsenz in letzter Zeit noch­
mals ausgebaut hat und nun in allen Ge­
meinden des Landes vertreten ist, kann sehr 
schnell erste Hilfe leisten und Menschen 
evakuieren.

Burundis Regierung begrüßt die Hilfe 
für Binnenvertriebene durch das Rote Kreuz 
und die IOM. Der für Katastrophenschutz 
zuständige Minister Gervais Ndirakobuka 
appelliert an andere Organisationen, eben­
falls humanitäre Hilfe zu leisten, wann im­
mer Naturkatastrophen auftreten. Auch die 
Behörden greifen in solchen Fällen ein und 
helfen Vertriebenen beispielsweise dabei, 
neue Unterkünfte zu finden, und unterstüt­
zen sie finanziell.

Zur Prävention weiterer Überschwem­
mungen und zum Schutz öffentlicher Infra­
struktur will Burundi einen Deich entlang 
des Tanganjikasees bauen. Außer dem See 
und seinem Hauptzufluss stellen auch zwei 
Flüsse eine Gefahr dar, die durch die Wirt­
schaftsmetropole Bujumbura fließen und 
Schaden anrichten, wenn sie über die Ufer 
treten.

Die meisten Flüsse entspringen in den 
Bergen, und die Regierung empfiehlt Ma­
nagement entlang des Verlaufs. Auch gilt 
die Stabilisierung der Flussufer mit Hilfe 
von Weltbank und UNDP als wichtige Prä­
ventionsmaßnahme. Sinnvoll ist zudem die 
Ausweisung von Risikogebieten. Wie ein 
Ministerialbeamter erklärt, würde ein Ort 
wie Gatumba, das direkt am See liegt und 
seit 2020 schwer von Überschwemmungen 
getroffen wurde, heute nicht mehr als be­
wohnbar eingestuft werden.

Der Bauingenieur Marc Rugerinyan­
ge fordert, beim Bauen an Hängen die Vor­
schriften einzuhalten, um Katastrophen zu 
vermeiden. Seiner Meinung nach muss „wil­
des Bauen“ verhindert werden. In Bezug auf 
den See und die Flüsse, die über die Ufer tre­
ten und menschliches Leid sowie Sachschä­
den verursachen, empfiehlt er eine dringen­
de Kartierung der gefährdeten Gebiete und 
schnelles Handeln, bevor die Regenzeit im 
September zu weiteren Schäden führt.

MIREILLE KANYANGE 

ist Journalistin und arbeitet 

bei Radio Isanganiro in 

Burundi. 
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Die Ufer des Tanganjikasees sind zunehmend gefährdet. 
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DÜRRE

Vielfache Verknüpfungen nötig

Am Horn von Afrika herrscht im dritten Jahr in 
Folge eine verheerende Dürre. Die Erfahrung 
zeigt: Um die Situation zu bewältigen, muss 
humanitäre Hilfe nicht nur mit längerfristiger 
Entwicklung verknüpft werden, sondern auch 
mit friedensstiftenden Maßnahmen. Unser 
Autor plädiert für einen noch umfassenderen 
„nachhaltigen Entwicklungs-Nexus“.

Von Christoph Schneider-Yattara

Die große Hungersnot in Äthiopien in den 
1980er Jahren war eine der schlimmsten 
humanitären Krisen des 20. Jahrhunderts. 
Zwischen 1983 und 1985 verhungerten 
schätzungsweise eine Million Menschen. 
Am schlimmsten betroffen war der Norden 
des Landes. Dort bildeten die Dürre, Grenz­
konflikte und ethnische Spannungen eine 
tödliche Mischung. Im Laufe der Geschichte 
gab es immer wieder solche Verquickungen 
aus menschengemachten und natürlichen 
Katastrophen – wie aktuell in Ostafrika.

Laut dem Amt der Vereinten Nati­
onen für die Koordinierung humanitärer 
Angelegenheiten (OCHA – Office for the 
Coordination of Humanitarian Affairs) er­
lebt das Horn von Afrika derzeit eine seiner 
schlimmsten Dürren der letzten Jahre. Mehr 

als 13 Millionen Menschen in Äthiopien, Ke­
nia und Somalia leiden unter schwerer Er­
nährungsunsicherheit.

Früher gab es in dieser Region alle fünf 
bis zehn Jahre Dürreperioden, dann alle drei 
bis fünf Jahre. Jetzt scheinen sie zum Dau­
erzustand zu werden. 2022 wird wohl das 
dritte Jahr in Folge sein, in dem es in der ke­
nianisch-äthiopischen Grenzregion, in Afar 
und in weiten Teilen Somalias in der früher 
„feuchten“ Jahreszeit kaum regnen wird.

Nicht nur Naturkatastrophen prägten 
das vergangene Jahrzehnt, sondern auch 
menschengemachte Krisen. Somalia ist 
seit 1991 ein fragiler und krisengebeutel­
ter Staat. Im Südsudan brach 2013 ein Bür­
gerkrieg aus, der die Menschen zur Flucht 
zwang, unter anderem nach Kenia, Uganda 
und Äthiopien. Dazu kam 2020 die Covid-
19-Pandemie. Und Ende 2020 brach vor al­
lem im Norden Äthiopiens ein Bürgerkrieg 
aus, der noch andauert.

Solche Formen von Gewalt werden 
durch Wetterextreme wahrscheinlicher. 
Unruhen wiederum verschärfen Ressour­
cenprobleme. Insofern verstärken Naturka­
tastrophen und menschengemachte Krisen 
einander. Hilfsorganisationen müssen auf 
beide reagieren. Die vielen Flüchtlinge und 

Binnenvertriebenen verschärfen die Lage: 
Wo Ressourcen knapp sind, sehen Bedürftige 
in Neuankömmlingen oft eine Konkurrenz.

KLIMABEDINGTE NOTSITUATION

Was am Horn von Afrika geschieht, ist weit­
hin bekannt. Internationale Organisationen 
wie OCHA, das UN-Kinderhilfswerk UNICEF 
sowie Rotes Kreuz und Roter Halbmond be­
richteten ausführlich über die Katastrophe. 
Laut OCHA entwickelt sie sich zu „einer der 
schlimmsten klimabedingten Notlagen in 
der jüngeren Geschichte am Horn von Af­
rika“. Vielerorts sind die Lebensgrundlagen 
erschöpft, die Menschen werden immer 
schwächer. Sie verkraften keine weitere 
Nahrungsmittelkrise mehr. OCHA geht da­
von aus, dass:

●● in Äthiopien, Kenia und Somalia täg­
lich bis zu 14,1 Millionen Menschen unter 
akuter Ernährungsunsicherheit und Was­
sermangel leiden,

●● etwa 5,7 Millionen Kinder unterer­
nährt sind,

●● die letzte Getreideernte in Teilen Ke­
nias und Somalias 60 bis 70 Prozent unter 
Durchschnitt lag und

●● mehr als 3 Millionen Nutztiere in den 
drei von der Dürre betroffenen Ländern ver­
endet sind.

Viele Menschen können nicht mehr 
von der Landwirtschaft leben – derweil stei­
gen die Lebensmittelpreise. Internationale 
Entwicklungen wie der Angriff Russlands 
auf die Ukraine verschärfen die Inflation 

Ein Dorfbewohner 

mit den Überresten 

seiner toten Kühe in 

der von Dürre 

geplagten Region 

Kilifi County in 

Kenia, im März 2022. 
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und reduzieren die Verfügbarkeit von Wei­
zen und Gerste auf den Weltmärkten dras­
tisch. Auch die Klimakrise richtet immer 
mehr Schaden an. So könnte die jüngste Hit­
zewelle in Indien die dortige Weizenernte 
stark beeinträchtigen und Lebensmittel auf 
dem Weltmarkt noch teurer machen.

Wie OCHA im März berichtete, greifen 
Familien am Horn von Afrika zu verzweifel­
ten Mitteln, um zu überleben. Tausende ver­
lassen demnach ihr Zuhause auf der Suche 
nach Nahrung, Wasser und Weideland. In 
der Region ist die traditionelle Weidewirt­
schaft weit verbreitet, sie wird allerdings 
immer weniger nachhaltig (siehe Kasten). 
OCHA ruft deshalb zu schnellem Handeln 
auf, um Leben zu retten und die Menschen 
resilienter zu machen.

Wie die anhaltende Dürre zeigt, ken­
nen Naturkatastrophen keine Länder­
grenzen. Das gilt auch für die Heuschre­
ckenschwärme, die 2020 und 2021 ganze 
Landstriche von der arabischen Halbinsel 
bis Ostafrika heimsuchten. Sie wüteten auch 
in südasiatischen Ländern wie Nepal und 
Pakistan.

Grundsätzlich richtet die Klimakrise 
weltweit schon jetzt enormen Schaden an, 
und am gefährdetsten sind immer die Ar­
men. Hilfs- und Entwicklungsorganisatio­
nen fordert das enorm. Laut OCHA haben 
Hilfsorganisationen um mehr als 4,4 Milliar­
den Dollar Hilfsgelder gebeten, um damit in 
diesem Jahr gut 29 Millionen Menschen in 
Äthiopien, Kenia und Somalia zu versorgen. 
Wie viel Geld letztlich zur Verfügung stehen 
wird, bleibt abzuwarten.

Brot für die Welt, die evangelische Ent­
wicklungsorganisation, für die ich arbeite, 
und mehr noch unsere Schwesterorganisa­
tion Diakonie Katastrophenhilfe, helfen in 
dürregeplagten Gegenden zweifach: bei der 
Bewältigung von Wasser- und Nahrungsmit­
telknappheit sowie bei der Stärkung der Res­
ilienz. Unsere Maßnahmen zielen darauf ab, 
Soforthilfe zu verknüpfen mit Wiederaufbau 
und Entwicklung (LRRD – Linking Relief with 
Rehabilitation and Development). Diese Ver­
bindung heißt in der Fachsprache „Nexus“.

Zu den kurzfristigen Maßnahmen 
zählt die Versorgung mit Wasser und Nah­
rungsmitteln – besonders für stillende Müt­
ter und Kinder – sowie Futter für das Vieh. 
Zu den längerfristigen Ansätzen gehört es, 
verbessertes Saatgut bereitzustellen, kom­
munale Wasserstellen instand zu halten und 
degradiertes Land wieder fruchtbar zu ma­
chen. Es gilt außerdem, Gesundheitszentren 
und andere soziale Einrichtungen dort auf­
zubauen, wo sie benötigt werden. Andern­
orts sind bestehende Einrichtungen schon 
in guten Zeiten ständig überlastet und benö­
tigen Verstärkung.

In Fachkreisen wird inzwischen ein 
„dreifacher Nexus“ oder auch „Humanitari­
an–Development–Peace Nexus (HDP-Nexus)“ 
diskutiert. Er soll humanitäre und entwick­
lungspolitische Maßnahmen mit Friedens­
sicherung verbinden. Zwei wesentliche Er­
kenntnisse bestimmen diese Debatte:

●● Die zugrundeliegenden Probleme hän­
gen zusammen und sollten daher ganzheit­
lich angegangen werden.

●● Der weltweit steigende Bedarf bean­
sprucht die Ressourcen der beteiligten Orga­
nisationen zunehmend. Diese müssen daher 
so effizient wie möglich genutzt werden.

Meiner Meinung nach sollte die inter­
nationale Gemeinschaft noch weiter gehen 
und einen „Nexus der nachhaltigen Gesell­
schaften“ erwägen. Letztlich sollten wir alle 
17 Ziele für nachhaltige Entwicklung (SDGs 
– Sustainable Development Goals) konse­
quent verfolgen. Das würde die Zyklen der 
wiederkehrenden Katastrophen verlangsa­
men und uns manche sogar ganz vom Hals 
halten.

LINK

UN OCHA, März 2022: Horn of Africa drought: 

Humanitarian key messages.

https://reliefweb.int/report/ethiopia/horn-

africa-drought-humanitarian-key-messages-23-

march-2022

CHRISTOPH SCHNEIDER-

YATTARA 

leitet bei Brot für die Welt das 

Regionalbüro Horn von Afrika. 

csyattara@padd-africa.org

Weidewirtschaft: Kampf um 
Ressourcen

Viehhirten messen Reichtum 
an Viehbestand, nicht an Geld. 
Zwar verkaufen sie auch Pro­
dukte aus der Tierhaltung, etwa 
Milch, Fleisch und Häute. Vie­
les davon produzieren sie aber 
für den Eigenbedarf.

In den von Dürre heim­
gesuchten Regionen Ostafrikas 
leben die meisten Menschen 

als Viehzüchter (siehe Haupt­
artikel). Sie sind abhängig von 
ihren Herden, besonders von 
Kamelen, Rindern und Ziegen. 
Meist sind es junge Männer, die 
das Vieh hüten. Sie durchzie­
hen mit ihren Herden weite Ge­
biete auf der Suche nach Was­
ser und Weideland. Die Hirten 
tragen in der Regel Waffen, um 

sich und die Tiere zu schützen. 
In Krisenzeiten überqueren 
sie auch Ländergrenzen, um 
das Überleben ihrer Tiere zu 
sichern. Die Frauen dagegen 
kümmern sich in den Dörfern 
um die Alten und die Kinder.

Da lebenswichtige Res­
sourcen – besonders Wasser 
und Weideland – immer knap­
per werden, kommt es zuneh­
mend zu Konflikten mit ande­
ren Hirten und teils auch mit 
Bauern. Diese Gewalt wird oft 
im Zusammenhang mit ethni­
scher, kultureller oder stam­

mesbezogener Zugehörigkeit 
interpretiert und kann zwi­
schen Gruppen größere Kon­
flikte entfachen. Traditionell 
kommt es oft zu Racheakten, 
die weitere Menschenleben 
und Ressourcen kosten.

Frauen sind besonders 
gefährdet, da auch Dörfer ange­
griffen werden. Wegen der Dürre 
müssen sie zudem extreme Stre­
cken laufen, um Wasser zu holen. 
Und wenn die Nahrung knapp 
ist, beschränken sie radikal ihre 
eigenen Rationen, um ihre Kin­
der versorgen zu können.� CSY

KENIA

ÄTHIOPIEN 

SOMALIA

 Nairobi

 Mogadischu

 Addis Abeba

https://reliefweb.int/report/ethiopia/horn-africa-drought-humanitarian-key-messages-23-march-2022
https://reliefweb.int/report/ethiopia/horn-africa-drought-humanitarian-key-messages-23-march-2022
https://reliefweb.int/report/ethiopia/horn-africa-drought-humanitarian-key-messages-23-march-2022
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SOZIALPOLITIK

Zweifache Absicherung

Soziale Sicherungssysteme können Benach-
teiligte gegen Klimarisiken absichern und 
Klimaschutz sozial gerechter machen. Aller-
dings fehlen sie gerade dort, wo die Heraus-
forderungen am größten sind.

Von Stefan Beierl

Für viele arme und benachteiligte Men­
schen weltweit ist die Klimakrise eine 
zweifache Bedrohung: Erstens sind sie 
besonders anfällig für Klimarisiken wie 
häufigere und intensivere Extremwetter­
ereignisse. Zweitens können aber auch 
Maßnahmen zum Klimaschutz ihrerseits 
Nachteile und Ungerechtigkeiten mit sich 
bringen, unter denen diese Menschen be­
sonders leiden. Beim Entschärfen beider 
Bedrohungen können soziale Sicherungs­
systeme eine zentrale Rolle spielen. Des­
halb gilt es, sie flächendeckend zu etablie­
ren.

Der Begriff „soziale Sicherung“ be­
zeichnet Maßnahmen wie Grundsicherung 
– etwa in Form von Geld, Sachleistungen, 

Schulspeisungen oder Beschäftigungspro­
grammen – oder auch Sozialversicherun­
gen. Sie zielen darauf ab, Menschen durch 
direkte Unterstützung aus der Armut zu be­
freien und in allen Lebensphasen vor Armut 
zu schützen.

Eine Kernaufgabe sozialer Sicherung 
ist es, die Widerstandsfähigkeit von Men­
schen gegen Schocks zu stärken. Dazu zäh­
len sowohl individuelle Schocks wie Krank­
heit oder Arbeitslosigkeit als auch kollektive 
Schocks, die viele Menschen gleichzeitig 
treffen, wie Dürren oder Fluten. Soziale Si­
cherungssysteme sollten nicht nur auf in­
dividuelle, sondern auch auf kollektive 
Schocks reagieren können. Dafür müssen 
sie sich an die jeweilige Situation anpassen 
(adaptieren) können. Man spricht deshalb 
von „adaptiver sozialer Sicherung“.

In Situationen kollektiver Schocks 
geht es darum, jene, die bereits Leistungen 
empfangen, temporär stärker zu unterstüt­
zen beziehungsweise die Unterstützung auf 
zusätzliche Gruppen auszuweiten. Anpas­
sungsfähigen Systemen gelingt das schnell, 

flexibel und weitreichend. Idealerweise kön­
nen sie Schocks sogar antizipieren und so 
die zusätzliche Unterstützung schon vorab 
gewähren. Das stärkt die Widerstandskraft 
vulnerabler Gruppen und kann verhindern, 
dass Schocks zu Krisen werden.

Damit ein soziales System eine hohe 
Anpassungsfähigkeit erreicht, müssen be­
stimmte Bedingungen erfüllt sein. Dazu 
zählen:

●● Daten- und Informationssysteme, um 
Risiken und gefährdete Personengruppen 
zu erfassen,

●● eine effektive und robuste Infrastruk­
tur – etwa digitale Zahlungsmethoden –, um 
Menschen kostengünstig und verlässlich zu 
erreichen, und

●● finanzielle Reserven, um notwendige 
Gelder schnell bereitzustellen.

Ein Beispiel für adaptive soziale Si­
cherung ist das multilaterale „Sahel Ad­
aptive Social Protection Program” (SASPP) 
der Weltbank, bei dem Deutschland der 
größte Geber ist. Es läuft in Burkina Faso, 
Mali, Mauretanien, Niger, im Senegal und 
im Tschad. Ziel ist es, die Programme zur 
Grundsicherung dieser Länder weiterzuent­
wickeln zu umfassenden und anpassungs­
fähigen sozialen Sicherungssystemen. Der 
Fokus des SASPP liegt darin, Ernährungs­
krisen infolge von Dürren abzuwenden. Als 
anpassungsfähiges System konnte es aber 
auch auf die Pandemie reagieren, sodass bis 
September 2021 mehr als 4,6 Millionen Men­
schen in der Sahel-Region von zusätzlichen 
Geldtransfers profitierten.

Grundsicherung lässt sich zudem 
kombinieren mit Fördermaßnahmen, die es 
Menschen erlauben, sich an die Folgen der 
Klimaerwärmung anzupassen, etwa indem 
sie ihre wirtschaftlichen Aktivitäten diversi­
fizieren. Solche Ansätze werden als „Econo­
mic Inclusion“ bezeichnet. Die Partnership 
for Economic Inclusion (PEI), ein von der 
Weltbank koordiniertes globales Netzwerk, 
fördert weltweit derartige Ansätze, bei­
spielsweise im Niger im Kontext des SASPP.

Der Ausbau sozialer Sicherungssys­
teme entlastet auch die humanitäre Hilfe.  
Beispielsweise schließen immer mehr Ent­
wicklungsländer Versicherungen gegen Kli­
marisiken ab (siehe Beitrag von Bleich et al. 
in dieser Ausgabe), die ihnen im Schadens­
fall Anspruch auf Finanzhilfen garantieren 
– etwa bei schweren Dürren. Bislang wird 
der Großteil dieser Hilfen über die Struk­
turen der humanitären Hilfe an Bedürftige Fo
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Arbeiterinnen im indischen MGNREGA-Programm, einer Maßnahme zur sozialen Absicherung.  
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ausgezahlt. Es gibt aber Bestrebungen, dass 
dies zunehmend über bestehende soziale Si­
cherungssysteme geschieht.

LEHREN AUS DER PANDEMIE

Fast alle Länder haben seit Januar 2020 so­
ziale Sicherungsmaßnahmen ergriffen, um 
die Folgen der Covid-19-Pandemie abzu­
federn (Weltbank 2020). Dadurch konnten 
viele Menschen vor dem Abrutschen in ex­
treme Armut gerettet werden (UNDP 2021). 
Die Pandemie zeigte somit, dass adaptive 
soziale Sicherungssysteme das Potenzial 
haben, kollektive Schocks wirksam abzufe­
dern.

Allerdings offenbarte sie aber auch 
große Unterschiede. Staaten mit bereits 
bestehenden, leistungsfähigen Sozialsys­
temen konnten auf diese Krise recht gut 
reagieren. Dort, wo die Not am größten ist, 
fehlen solche Systeme allerdings oft oder 
stecken noch in den Kinderschuhen. Welt­
weit haben 53 Prozent der Menschen keiner­
lei Zugang zu sozialer Sicherung, in Afrika 
sind es sogar 83 Prozent. Auch bei der Reak­
tionsgeschwindigkeit und der Finanzierung 
gibt es noch viel Verbesserungspotenzial.

Gleiches gilt im Hinblick auf die Klima­
krise. Insbesondere in Ländern mit hohen 
Klimarisiken besteht großer Handlungsbe­
darf beim Ausbau sozialer Sicherung, wie 
der Weltrisikobericht 2021 illustriert, der 
jährlich vom zivilgesellschaftlichen „Bünd­
nis Entwicklung Hilft“ herausgegeben wird, 
einem Zusammenschluss mehrerer Hilfs­
werke.

Soziale Sicherungssysteme aufzubau­
en ist eine langfristige Aufgabe. Sie zahlt 
sich aber aus, wie das Beispiel Kambodscha 

zeigt. Deutsche Organisationen, darunter 
die GIZ, arbeiten dort seit mehr als zehn 
Jahren mit der Regierung an der Identifizie­
rung armer Haushalte und am Armutsregis­
ter IDPoor. Während der Pandemie konnten 
im Mai 2020 binnen zehn Tagen 50 000 
Menschen zusätzlich in das System aufge­
nommen werden. IDPoor ermöglichte bis­
lang die schnelle Auszahlung von Geldsen­
dungen an mehr als 2 Millionen Menschen.

SOZIAL GERECHTER KLIMASCHUTZ

Die Klimakrise erfordert, dass wir unse­
re Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung 
transformieren – hin zur Klimaneutralität. 
Eines der Grundprinzipien der UN-Ziele für 
nachhaltige Entwicklung (SDGs – Sustaina­
ble Development Goals) ist, dass auf diesem 
Weg niemand zurückgelassen wird („Leave 
No One Behind“). Gleichwohl können Kli­
maschutzmaßnahmen mit sozialen Härten 
einhergehen. Beispielsweise gehen Arbeits­
plätze in fossilen Industrien verloren und 
Preise können steigen.

Das bedroht nicht nur die Betroffe­
nen, sondern auch die Maßnahmen selbst, 
weil es sie politisch schwerer durchsetzbar 
macht. Treffen sie breite Teile der Bevölke­
rung, können sie ohne sozialen Ausgleich 
an Protesten scheitern. Adaptive soziale 
Sicherungssysteme können hier stabilisie­
rend wirken, indem sie soziale Härten ge­
zielt abfedern. So helfen sie, die ökologische 
Transformation sozial gerecht zu gestalten, 
und ermöglichen sie politisch. Bislang gibt 
es allerdings kaum Beispiele für eine solche 
gezielte Verschränkung von Klimaschutz 
und sozialer Sicherung. Meist beschränkt 
sich die Abfederung auf direkte Jobverluste, 

etwa im Zusammenhang mit dem Kohleaus­
stieg.

In einem anderen Kontext werden 
Instrumente der sozialen Sicherung dage­
gen bereits genutzt, um Klimaschutzzie­
le zu verfolgen: Sogenannte Payments for 
Ecosystem Services (Zahlungen für Öko­
systemdienstleistungen) knüpfen Geldzah­
lungen an die Bedingung, dass bestimmte 
Schutzmaßnahmen ergriffen oder auch 
klimaschädliche Handlungen unterlassen 
werden, etwa exzessive Abholzung. Auch 
immer mehr öffentliche Beschäftigungs­
programme fokussieren sich auf „grüne“ Ar­
beitsmaßnahmen. Zwei bekannte Beispiele 
sind Indiens MGNREGA-Programm und 
Äthiopiens Productive-Safety-Net-Program­
me.

Spätestens seit den Erfahrungen der 
Pandemie ist klar, wie wichtig anpassungs­
fähige soziale Sicherungssysteme sind, um 
auf kollektive Schocks reagieren und Folge­
schäden minimieren zu können. Angesichts 
steigender Klimarisiken wird ihre Bedeu­
tung weiter zunehmen. Daher ist es jetzt 
nötig, sektorübergreifend auf allen Ebenen 
zusammenzuarbeiten, um bestehende Si­
cherungssysteme zu stärken und Lücken in 
der Abdeckung zu schließen. Dafür braucht 
es insbesondere konzertierte Anstrengun­
gen an den Verbindungsstellen zwischen 
sozialer Sicherung, humanitärer Hilfe, Kli­
mawandelanpassung, Klimarisikofinanzie­
rung und Katastrophenrisikomanagement.

QUELLEN

Weltbank, 2020: Social protection and jobs 
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KATASTROPHENSCHUTZ

Aus Schaden klug werden

Die Flutkatastrophe im Ahrtal im Sommer 
2021 hätte weniger schlimm ausfallen kön-
nen, wenn die Verantwortlichen Lehren aus 
der Geschichte gezogen hätten. Auch von 
anderen Ländern kann sich Deutschland in 
Sachen Katastrophenschutz eine Scheibe 
abschneiden.

Von Wolf R. Dombrowsky

Am 14. und 15. Juli 2021 kam es aufgrund 
extremer Regenfälle in Teilen Westeuropas 
zu katastrophalen Überschwemmungen. 
In Deutschland starben mehr als 180 Men­
schen, über 800 Menschen wurden teils 
schwer verletzt. Die materiellen Schäden 
liegen im zweistelligen Milliardenbereich. 
Besonders stark traf es Rheinland-Pfalz und 
Nordrhein-Westfalen. Allein an der Ahr, 
einem Nebenfluss des Rheins, starben 134 
Menschen. Im Ahrtal wurden die schlim­
men Auswirkungen dieser Naturkatastro­
phe leider begünstigt durch eine weitere 
Katastrophe: die Unfähigkeit zu lernen.

Lernen können hätte man, erstens, von 
der allgemeinen Geschichte: Flüsse spielen 
im Kontext von Besiedelung seit jeher eine 
zentrale Rolle. Allerdings haben Bevölke­

rungswachstum, Industrialisierung und 
sektorale Arbeitsteilung die Fließgewässer 
auf einseitige Nutzungsinteressen reduziert. 
Dies gilt für viele Regionen der Welt, auch 
in Deutschland. Immer schärfere Interes­
senskonflikte führten dazu, dass Flüsse be­
gradigt und kanalisiert wurden, Böden ver­
siegelt und der unmittelbare Risikobereich 
bebaut. Insbesondere fielen Retentionsräu­
me weg, also Flächen neben den Flüssen, 
auf denen sich Wasser bei Überflutung aus­
breiten kann. All das steigert das Potenzial 
für schwere gesundheitliche und materielle 
Schäden bei Überschwemmungen.

Zweitens hätten die Verantwortli­
chen Lehren aus der jüngeren deutschen 
Geschichte ziehen können. Deutschland 
hat durchaus Erfahrung mit Hochwässern, 
etwa an Rhein, Maas, Elbe, Donau oder Ne­
ckar. Hierzu hat insbesondere das Deutsche 
Komitee für Katastrophenvorsorge (DKKV), 
eine nationale Plattform aus Behörden, 
Forschungseinrichtungen und zivilgesell­
schaftlichen Organisationen, wichtige Bei­
träge erarbeitet. Aus verschiedenen Bun­
desländern liegen Erfahrungsberichte vor. 
Als beispielhaft kann das Hochwasser- und 
Talsperrenmanagement angesehen werden, 

das Sachsen seit der Flutkatastrophe an der 
Elbe 2002 entwickelt hat.

Ein weiteres Beispiel ist die Studie 
„Stromlagen“. Sie entwarf bereits 2008 ver­
schiedene Szenarien, um Lösungen für 
unterschiedliche Nutzungsinteressen des 
Rheins zu entwickeln, darunter Arbeiten, 
Wohnen, Verkehr, Freizeit, Ökologie und 
Hochwasserschutz. Dazu gehören unter 
anderem Risikokartierungen mit Simulatio­
nen von Überschwemmungen und ein ein­
heitliches Wassermanagement über zusam­
mengehörige Einzugsgebiete hinweg. Es 
mangelt also nicht an Informationen – man 
muss sie allerdings zur Kenntnis nehmen 
und entsprechend handeln. Eine der wich­
tigsten Lehren aus der Vergangenheit be­
steht darin, dass Flüsse nur ein Element von 
vielen im „System Wasser“ sind. Sie sind zu 
verstehen als Bestandteile verzweigter Was­
sereinzugsgebiete und als dynamische Sys­
teme, von der Quelle bis zur Mündung.

BLICK AUF ANDERE LÄNDER

Drittens lohnt sich für Deutschland ein 
Blick auf das, was andere Länder im Ka­
tastrophenschutz leisten. Grundsätzlich 
gilt: Je wohlhabender Gesellschaften sind, 
desto größer sind die Sachschäden. Je ge­
ringer das Einkommen einer Gesellschaft, 
desto mehr Menschen verlieren ihr Leben 
oder ihre Gesundheit. Dies trifft selbst auf 
Länder wie Bangladesch und China zu, die 
seit Jahrzehnten große Anstrengungen Fo
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Der Ort Dernau im Ahrtal wurde im Juli 2021 nahezu komplett geflutet.

https://www.dandc.eu/de/taxonomy/term/4084


E+Z  Digitale Monatsausgabe Juni 2022� 32

WETTEREXTREME

unternehmen, um Wasser durch gezielte 
Maßnahmen zu regulieren – innergesell­
schaftlich wie auch multilateral. Beide Län­
der haben große Fortschritte im Hochwas­
serschutz erzielt, etwa durch Systeme von 
Deichen und Schleusen, Kanäle, Ausdeh­
nungsräume, angepasste Bauweisen sowie 
ein wirksames Informations-, Warn- und 
Evakuierungssystem. Davon ließe sich auch 
in Deutschland lernen.

Auf der Suche nach Verbesserungs­
potenzial kann insbesondere auch Japan 
als Beispiel dienen. Das Land verfügt über 
eine landesweite, elektronisch verfügba­
re Risikokartierung mit der Möglichkeit, 
spezifische Gefährdungen zu simulieren, 
darunter Flutverläufe, Hangrutschungen, 
Erdbeben oder Tsunamis. Japan betreibt 
zudem ein einheitliches, flächendeckendes 
Informations- und Warnsystem. Die Be­
völkerung wird bereits im Kindergarten zu 
Gefährdungen – vor allem Erdbeben – ge­
schult und trainiert bis ins hohe Alter durch 
regelmäßige Übungen auf Nachbarschafts­
ebene. Flucht- und Evakuierungsrouten 
sind ausgewiesen, Sammelstellen mit Ver­
pflegung und medizinischer Hilfe werden 
vorgehalten. In allen Kommunen gibt es 
Krisenzentren, deren Personal regelmäßig 
geschult und geprüft wird. All das ist auch 
für die Gefährdungslagen Deutschlands 
wünschenswert.

Im Ahrtal hätte man schließlich, vier­
tens, auch aus der besonderen Geschichte 
der Region lernen können. Für die Ahr fin­
den sich neben den regelmäßigen jahres­
zeitlichen Hochwässern in historischen 
Quellen 64 überdurchschnittliche Pegel, 
davon besonders schwere Sommerhoch­
wässer in den Jahren 1601, 1804 und 1910. 
Es war bekannt, dass das Zusammenwirken 
von Gewittern, Niederschlägen und dem 
starken Gefälle der Ahr sowohl extreme 
Scheitelwellen bewirkt als auch hohe Fließ­
geschwindigkeiten. Erstere haben große 
Zerstörungskraft, Letztere reduzieren die 
Zeit, um die Bevölkerung zu warnen und zu 
reagieren.

MÄNGEL UND VERSÄUMNISSE

Von all diesen Erkenntnissen war im Ahrtal 
leider nichts zu sehen. Obgleich zutreffende 
Warndaten vorlagen, wurden sie ineffektiv 
übermittelt und kamen bei der Bevölkerung 
nicht an. Die Krisen- und Katastrophen­
stäbe der Kommunen wurden viel zu spät 

alarmiert und einberufen. Die handwerkli­
chen Mängel, von der Erkundung der Lage 
bis zu ihrer Darstellung, waren vielerorts 
erheblich. Die Erkenntnisse der Einsatz­
kräfte versickerten. Auch eine überörtliche 
Einsatzkoordination ließ extrem lange auf 
sich warten, mit der Folge, dass die nötige 
Zusammenarbeit über Organisationen hin­
weg ausblieb. Vielerorts übernahmen statt­
dessen unorganisierte Spontanhelfer alle 
Aufgaben, die eigentlich vom regulären Ka­
tastrophenschutz zu erwarten sind.

Angesichts der Vielzahl erheblicher 
Mängel und Versäumnisse stellt sich die 
Frage, ob die Verluste an Leben, Gesund­
heit und Sachwerten vermeidbar gewesen 
wären. Ganz sicher hätte bei einem effekti­
ven und rechtzeitig agierenden Warnwesen 
niemand umkommen müssen. Durch einen 
präventiven und organisierten Katastro­
phenschutz hätten Ausfälle und Folgeschä­
den deutlich verringert werden können.

Allgemein fehlt es dem deutschen Ka­
tastrophenschutz an realistischem Üben, 
kompetenter Führung und vor allem einge­
spielter Kooperation über die Egoismen ein­
zelner Organisationen hinweg. Die Schäden 
an Infrastruktur und Bebauung im Ahrtal 
haben dagegen strukturelle Ursachen. Sie 
sind nur mit grundlegenden Veränderun­
gen zu beseitigen, durch die sich auch der 
typische Charakter dieser Weinanbauregion 
veränderte, teils sogar verlöre. Dies gilt es 
abzuwägen.

WIEDERAUFBAU IN GEFAHRENZONE

Auch andere Abwägungen stehen an – etwa 
in der Frage, wo in Zukunft noch gebaut wer­
den darf. Im gesamten Ahrtal stehen für Re­
tentionsräume wie auch für ausweichende 
Bebauungen keine Flächen zur Verfügung. 
Beinahe zwangsläufig wird deshalb an den 
alten, gefährdeten Orten wieder aufgebaut, 
mit politischer Duldung und finanzieller 
Hilfe von Staat, Versicherern und Spendern. 
Ausnahmeregelungen ermöglichen ein „wie 
vorher“ und legen damit buchstäblich den 
Grundstein für die nächste Katastrophe. 
Die Versicherer verstärken dies, indem sie 
oft die Wiedererstellung des Bisherigen be­
vorzugen gegenüber Erneuerungen, durch 
die sich die gleichen Schäden vermeiden 
ließen.

Ganz offensichtlich gelingt es im Ahr­
tal also nicht, einen übergeordneten, ver­
nunftbasierten Katastrophenschutz gegen 

die Beharrungskräfte des Naheliegenden 
durchzusetzen. Bezeichnend dafür sind 
auch die Reaktionen der Verantwortlichen: 
Sie üben sich in Schönfärberei und spie­
len das „blame game“, beschuldigen sich 
also gegenseitig. Vorgeblich hätte man mit 
dieser Niederschlagsmenge und dieser Ge­
schwindigkeit nicht rechnen können und 
prinzipiell sei man „gut aufgestellt“, vor 
allem habe man getan, was man konnte. In 
der Katastrophenforschung sind diese Mus­
ter bekannt. Allzu oft sind die anderen oder 
unbeeinflussbare Umstände schuld, wohin­
gegen man selbst alles richtig gemacht habe.

Die Verantwortlichen müssen ihre 
Einstellung ändern und sich offen und ehr­
lich mit den Konsequenzen dieser Katastro­
phe auseinandersetzen, um künftiges Leid 
zu vermeiden. Schaden macht nur dann 
klug, wenn man auch klüger werden will.

QUELLEN

Deutsches Komitee Katastrophenvorsorge:

https://www.dkkv.org

Montag Stiftung Urbane Räume (Hg.), 2008: 

Stromlagen. Urbane Flusslandschaften 

gestalten. Bonn, Basel, Boston, Berlin, 

Birkhäuser Verlag.

WOLF R. DOMBROWSKY 

ist Professor für Katastro-

phenmanagement an der 

Steinbeis-Hochschule in 

Berlin. Er berät Organisatio-

nen, Behörden, Ministerien, Polizei und 

Bundeswehr zum Umgang mit Katastrophen. 

wdombro@gmail.com

Katastrophenschutzübung in Japan.

Fo
to

: p
ic

tu
re

-a
lli

an
ce

/A
S

S
O

C
IA

TE
D

 P
R

E
S

S
/R

yo
ic

hi
ro

 K
id

a



E+Z  Digitale Monatsausgabe Juni 2022� 33

WETTEREXTREME
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Die Klimagefahren nehmen 
schnell zu

Wissenschaftler und Umweltorganisationen 
warnen immer wieder, dass die globale 
Erwärmung extremes Wetter mit katastro-
phalen Folgen verursacht. Um gegenzusteu-
ernn muss die Menschheit endlich geeignete 
Maßnahmen ergreifen.

Von Mahwish Gul

Die bereits eingetretenen Veränderungen 
in den weltweiten Ökosystemen sind gra­
vierend: Wie aus einem Bericht des UN-
Umweltprogramms (UNEP – United Na­
tions Environment Programme) hervorgeht 
(UNEP, 2022), hat die Arktis seit Beginn der 
Satellitenmessungen vor 40 Jahren bereits 
etwa die Hälfte der Meereisfläche verloren.

Auch in der Antarktis gab es noch nie 
so wenig Eis seit Beginn der Messungen im 
Jahr 1979. Wenn die Erwärmung des Klimas 
in der jetzigen Geschwindigkeit weitergeht, 
wird der Arktische Ozean laut UNEP-Be­
richt bis 2050 eisfrei sein.

Die globale Erhitzung führt auch zu 
immer mehr Waldbränden, selbst in Gebie­
ten, in denen sie bisher eher selten waren. 
2019 und 2020 gab es im Osten Australiens 
und an der Westküste der USA eine rekord­
verdächtige Anzahl von Waldbränden in nie 
dagewesenem Ausmaß. Einem aktuellen 
UNEP-Report (2022, 2) zufolge könnten ka­
tastrophale Waldbrände bis 2050 um bis zu 
ein Drittel und bis zum Ende des Jahrhun­
derts um fast zwei Drittel zunehmen, wenn 
die Emissionen nicht zurückgehen.

In Ostafrika registrieren Satelliten 
derzeit die größte Hitze und den geringsten 
Niederschlag seit Einführung der Technik. 
Schätzungsweise 25 Millionen Menschen 
sind von Ernährungs- und Wassermangel 
bedroht (siehe Christoph Schneider-Yattara 
auf Seite 27).

Die Wasserkreisläufe verändern sich 
und machen trockene Gebiete noch trocke­
ner. Auch Teile Lateinamerikas und West­
asiens werden derzeit von verheerenden 
Dürren heimgesucht. Laut einem Bericht 

der Weltorganisation für Meteorologie 
(World Meterological Organization, 2021) 
leiden 70 Länder in einem durchschnittli­
chen Jahr unter Dürre.

Andere Teile der Welt werden von 
sintflutartigen Regenfällen heimgesucht. 
Südafrika erlebte vor kurzem die wasser­

reichste Regenzeit seiner Geschichte – mit 
todbringenden Überschwemmungen. Die 
australische Metropole Sydney verzeich­
nete diesen März den regenreichsten seit 
Beginn der Aufzeichnungen. Es kam zu zer­
störerischen Sturzfluten. Für den Osten der 
USA zum Beispiel war 2021 ein ungewöhn­
lich nasses Jahr. In Indien regnete es im 
vergangenen September 129 Prozent mehr 

als normal. 2020 war das fünftregenreichste 
Jahr im Vereinigten Königreich, und sechs 
der zehn nassesten Jahre lagen in den ver­
gangenen 20 Jahren.

Weltweit hat die Zahl der Über­
schwemmungskatastrophen laut der Welt­
organisation für Meteorologie seit dem 
Jahr 2000 um 134 Prozent zugenommen, 
während die Zahl und Dauer der Dürren um 
29 Prozent gestiegen ist.

1,5-GRAD-SCHWELLE

In seinem sechsten Sachstandsbericht 
warnt das IPCC (Intergovernmental Panel 
on Climate Change), dass die globalen Tem­
peraturen seit Beginn der Industrialisierung 

aufgrund menschlicher Aktivitäten um 
1,1 Grad gestiegen sind. Dass die 1,5-Grad-
Grenze überschritten wird, ist sehr wahr­
scheinlich. 

Wie UN-Generalsekretär António 
Guterres in seinem Vorwort feststellte, 
„befinden wir uns auf der Überholspur zur 
Klimakatastrophe“. Er rief die Staats- und 
Regierungschefs der Welt nachdrücklich Fo
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Dieses Satellitenbild vom März 2022 zeigt einen kollabierten Eisschelf von der Größe New Yorks 

in der Ostantarktis, einem Gebiet, das lange Zeit als stabil galt. 

https://www.dandc.eu/de/contributors/mahwish-gul
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dazu auf, „mit der Verbrennung unseres 
Planeten aufzuhören und in die reichlich 
vorhandenen erneuerbaren Energien zu in­
vestieren“.

Wissenschaftler warnen, dass die glo­
bale Erwärmung außer Kontrolle geraten 
und unumkehrbar eskalieren wird, wenn 
wir bestimmte Kipppunkte überschreiten. 
Das Abschmelzen des grönländischen Eis­
schildes, das Ende der Meeresströmungen 
oder die Zerstörung des Amazonas-Regen­
waldes hätten demnach kaskadenartige 
Auswirkungen.

Um die Klimakrise in den Griff zu 
bekommen, schlossen 195 Länder vor sie­
ben Jahren das Pariser Abkommen zum 
Klimawandel. Erklärtes Ziel war es, die 
globale Erwärmung „deutlich unter zwei 
Grad“ zu halten und möglichst nicht über 
1,5 Grad hinauszugehen. Die Regierungen 
verpflichteten sich, Aktionspläne mit na­
tional festgelegten Beiträgen zu globalen 
Klimaschutzmaßnahmen zu erstellen und 
umzusetzen.

Als der Klimagipfel in Glasgow im ver­
gangenen Jahr Bilanz zog, wurde allgemein 
ein Scheitern eingeräumt. So erklärte UNEP 

bei der Bewertung der Gipfelergebnisse in 
einer Pressemitteilung, dass die neuen und 
aktualisierten Verpflichtungen von 120 Län­
dern die für 2030 prognostizierten Emis­
sionen nur um 7,5 Prozent senken würden. 
Um die globale Erwärmung auf 1,5 Grad zu 
begrenzen, wären allerdings 55 Prozent er­
forderlich.

Laut dem jüngsten UNEP Emissions 
Gap Report sind zehn große Volkswirtschaf­
ten für zwei Drittel der weltweiten Treib­
hausgasemissionen verantwortlich. China, 
die EU (als eine einzige Volkswirtschaft 
gezählt) und die USA sind für 41,5 Prozent 
verantwortlich. UNEP betont, dass der Kli­
maschutz von den Maßnahmen in diesen 
riesigen Märkten abhängt – und dass es im­
mer noch möglich ist, das globale Klima zu 
stabilisieren.

Naturbasierte Lösungen, erneuerbare 
Energien und Energieeffizienz haben laut 
UNEP großes Potenzial. Zugleich müssen 
Wälder und andere Ökosysteme wiederher­
gestellt werden. Die UN-Organisation macht 
deutlich, dass Investitionen, Subventionen 
und auch die Nutzung fossiler Brennstoffe 
eingestellt werden müssen.

LINKS

UNEP, 2021: Emissions Gap Report 2021
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https://www.unep.org/resources/report/spreading-wildfire-rising-threat-extraordinary-landscape-fires
https://library.wmo.int/doc_num.php?explnum_id=10826
https://library.wmo.int/doc_num.php?explnum_id=10826
https://www.twitter.com/forumdc
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